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Beklagte_und Revisionsbeklagteo

Der 50 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom l9„ Dezember 1968 durch

Senatspräsident Dr„ D a p p r i c h
— Vorsitzender —„

Bundesrichter Dr„ w i t t e ‚
Bundesrichter «S c h r 6 d e r „
Bundessozialrichter G r a e f

‚
und

Bundessozialrichter G e b a u e r '

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des
Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 29„ Juni

1967 aufgehobeno

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wieseno
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;

Die im Jahre 1951 geborene Klägerin war in erster Ehe, aus
der zwei Kinder stammen, mit dem Grubenschlosser F„ verhei—

ratet„ Nach seinem Tode bezog sie seit dem Jahre 1959 Nit—

wenrente aus der knappschaftlichen Rentenversicherungo ßm

10° Februar 1962 heiratete sie den Elektriker 0c Die neue

Ehe wurde auf Klage des Ehemannes durch Urteil des Landge—

riehts Ellwangen vom 180 Juli 1962 nach S 52 Abs„ 1 des Ehe—

gesetzes (EheG) aufgehoben; nach dem Urteilstenor tragen
14 beide Parteien die Schuld„ Die Aufhebung der Ehe wird in dem

Eheurteil damit begründet.> der Ehemann habe erstmals
und nur

aus Zufall am 7„ Mai 1962 von der Existenz eines am 90 Mai

1961 geborenen‚ nicht ehelichen Kindes der Klägerin erfahren

und daraufhin alsbald die eheliche Lebensgemeinschaft aufge—.

hoben° Die Klägerin trage die Schuld an der Aufhebung‚ weil

sie bei Eingehung der Ehe den Aufhebungsgrund gekannt und be—

Wußt verschwiegen habe„ Ihr Mitsehuldantrag sei deshalb be—

gründet, weil der Ehemann sie zuvor einmal nach einer kleinen

_
Meinungsversehiedenheit verlassen habe und, ohne sie zu be—
nachrichtigen, mehrere Tage lang fortgeblieben sei„ Dieses

als schwere Eheverfehlung zu wertende lieblose und rück—

sichtslose Verhalten des Ehemannes müsse aus Billigkeit berückm

siehtigt werden, obgleich es durch nachfolgenden ehelischen

Verkehr verziehen sei° Wenn auch die Ehe der Parteien letzten

Endes wegen des Verhaltens der Klägerin gescheitert sei und
die Eheverfehlung des Ehemannes in ihrer ehezerrüttenden

Wirkung demgegenüber zurücktrete, sei doch ein beiderseits

gleiches Verschulden auszuspreehen° Die Parteien hätten näm—

‘ lich auf eine Schuldabwägung ausdrücklich verzichtet und da—

.mit das Klagebegehren dahin beschränkt‚ daß eine Prüfung der ’
Frage, ob das Verschulden der Beklagten erheblich schwerer '\

sei als das des Klägers, nicht mehr stattfinden solleo Vor
der Entscheidung haben die Ehegatten einen Vergleich über ge—
genseitigen Unterhaltsverzieht sowie über Kostenregelung und

“Z
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Hausratsverteilung geschlossen; die Ehefrau hat die gesamten

Prozeßkosten - abgesehen von denen des Vergleichs — im Innen—

verhältnis übernommeno

Den Antrag der Klägerin vom 5„ Oktober 1962 auf Wiederge—

währung der Witwonrente hat die Beklagte durch Bescheid vom
140 Dezember 1962 mit der Begründung abgelehnt, die Voraus—

setzungen nach 5 85 Abs° 5 Reichsknappschaftsgesetz (EKG)

seien nicht erfüllt, da sich aus den Grü\den des Eheurteils

ergebe, daß der Klägerin das überwiegende Verschulden an

der Aufhebung der Ehe zufalleo Der Widerspruch der Klägerin

hatte keinen Erfolg,

Das Sozialgericht (SG) Freiburg hat die

Jeklagte

unter Auf-

hebung dieser Bescheide antragsgemäß verurteilt, der Klägerin

ab l° Oktober 1962 die Witwenrente nach Maßgabe des Gesetzes

zu gewähren° In der Urteilsbegründung wird ausgeführt, die

Beklagte dürfe die Wiedergewährung der Rente deshalb nicht
verweigern, weil das schuldhafte Verhalten der Klägerin

v o r der Ehe gelegen und gerade zur Eheschließung — und

damit auch zum Wegfall der Witwenrente —deführt haben

Das Landessozialgericht (LSG) hat_dieses,Urteil aufgehoben

und — unter Zulassung der Revision —
diejKlage abgewiesen°

Das LSG vertritt die Auffassung, grundsätzlich sei zwar
der Vorsicheruhgsträger an den Schuldausspruch des Ehe—

urteils gebunden, jedoch sei eine eigene Schuldfest—

stellung im Rentenverfahren dann erforderlich, wenn in.

dem Eheurtcil — wie im vorliegenden Fall — über das Ver—

schulden der Eheleute bewußt nur unvollständig entschieden

werden sei° Aus dem Aufhebu■gsurteil ergebe sich aber, daß

die Klägerin die Auflösung der Ehe überwiegend verschuldet

habe° Sie habe dem Ehemann die nur 9 Monate vor der Ehe-
schließung liegende Geburt eines nicht ehelichen Kindes

verschwiegen und dadurch einen schweren Vertrauensbruch

begangen, Demgegenüber sei die Eheverfehlung des Mannes

4-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

wesentlich weniger schwerwiegend; sie habe die Ehe nicht un—
heilbar zerstört und sei auch verziehen werdeno Dabei sei

es im Gegensatz zur Auffassung des SG ohne Bedeutung, ob

das Verschulden zeitlich vor oder nach der Eheschließung

liege°

Mit der Revision macht die Klägerin geltend, dem Eheaufhebungs«
urteil könne nicht mit hinreichender Sicherheit entnommen

werden, daß ihr die überwiegende Schuld zufalleo Nachdem es

zu einer Einigung über die beiderseits gleiche Schuldver—

teilung gekommen sei, hätte für die Parteien des Ehever—
fahrens kein Anlaß bestanden, weiteren Prozeßstoff vorzutrugen„

Diese bewußte Beschränkung des Prozeßstoffes lasse eine ob—

jektiv gerechte Schuldabwägung nach dem Prozeßergebnis nicht

zu° Davon abgesehen, sei aber auch ihr‚Verschulden nicht

schwerer zu bewerten als das ihres Ehemannes„ Sie habe die

Existenz des damals bereits zur Adoption vorgesehenen Kindes

verschwiegen, um den Mann, den sie liebte, nicht zu verlieren;

sie habe ihn nicht mit Pflichten, Sorgen und dem Wissen um

dieses Kind belasten wolleno Daß der Ehemann für ihre Lage

kein Verständnis gezeigt habe, entspreche seiner harten und‘

rücksichtslosen Einstellung, die er durch sein schweigendes

Fernbleiben von Karfreitag bis Ostermontag zu einer Zeit be—
wiesen habe, in der er von der Existenz des Kindes noch

nichts gewußt habe° Überdies könne ihr gerade die Beklagte
nicht zur Last legen, daß sie durch Verschweigen des Kindes

die Eheschließung ermöglicht habe, da es ja in deren Interesse

gelegen habe, daß hierdurch die Witwenrente wegfielo

Die Klägerin beantragt,

‚das angefochtene Urteil aufzuheben und die Berufung
der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts

Freiburg vom 160 Februar l966 zurückzuweiseno

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°
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Sie hält das angefochteneUrteil für richtig., Für das Wieder—
aufleben der Witwenrente nach 5-85 Abs„ 5 EKG gehöre das
Nichtverschulden der Witwe zum

gesetzlicheh Tatbestand„

Der Söhuldsprrch_des Scheidungsrichters könne den Versiche—

rungsträgcr aber dann nicht binden, wenn deide Ehegatten

deshalb in gleichem Maße für schuldig erklärt worden seien,

weil sie auf die Feststellung einer überwiegenden Schuld

ausdrücklich verzichtet hätten° In diesemlFalle müsse der

Versicherungsträger in eigener Zuständigkeit prüfen, wessen

Verschulden überwiege, da er sonst in seiner Entscheidung

über die Rentcngeuährung durch eine Manipulation_dcr Ehe—

leute von vornherein gebunden sei° Es müsse hier das gleiche

gelten wie für eine nach ausländischem Redht ohne Schuldaus—

spruch aufgelöste Ehe (BSG 26, 1)0 Das LSG habe auch zu—
treffend erkennt, daß die Klägerin die überwiegende Schuld

an der Auflösung der Ehe treffe° Die Aufhebung der Ehe
sei allein durch ihr Verhalten begründet; sie selbst hätte

keine Scheidung verlangen können, weil die von ihr be—
hauptete Verfehlung des Ehemannes bereitsgverziehen sei;

Dementsprechend habe die Klägerin auch die gesamten Kosten
des Verfahrens übernommena Bei dem vorliegenden Sachver—

halt sei davon auszugehen, daß die Eheleute rechtsmißbräuch—

lich auf die Feststellung des überwiegenden Verschuldens

verzichtet hätten, um das Wiederaufleben der Witwenrente

zu erreicheno
, 1‘

II

Die Revision der Klägerin ist insofern begründet, als die
‘Feststellungen des LSG nicht ausreichen, das klagabweisen—

' de Urteil zu rechtfertigen, es vielmehr für die Entschei—

dung über den von der Klägerin erhobenen Anspruch auf

Wiedergewährung der Witwenrente weiterer Veststellungen

bedarfn'
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Nach 3 83 Abs° 3 EKG (=’5 1291 Abs„ 2 der Reichsversicherungs—’

Ordnung 7RVO—) lebt der Anspruch einer Witwe a■7Hinterhhebmnre
{ion■éf■ibäér auf, wenn eine neue Ehe, durch deren Eingehung

die Rente weggefallen war‚ ohne ihr alleiniges oder über—

wiegendes Verschulden aufgelöst oder für nichtig erklärt

werden ist„ Die Einschränkung des Wiederauflebens hinsicht—

lich des Verschuldens gilt grundsätzlich für jeden Fall der

Auflösung der Ehe, also auch für den der Eheaufhebungß Der

Umstand, daß die Aufhebungsgründe im Gegensatz zu den Schei—

dungsgründen bereits im Zeitpunkt der Eheschließung vorge—

legen haben müssen? steht dem nicht entgegen„ Zwar verfolgt

die Regelung, wonach die Witwenrente bei Aufldsung der neuen

Ehe grundsätzlich wiederauflebt, vor allem den Zweck7 den

Entsehluß der Witwe zur Wiederverheiratung zu erleichtern?

während die Einschränkung aus dem Bestreben zu erklären

ist, die neue Ehe zu erhalten; die Aussicht auf das Wieder—

aufleben der Rente soll nicht dazu verleiten? den Bestand
dieser Ehe leichtfertig zu gefährdeno'biese Erwägungen

würden allerdings auf den vorliegenden Fall einer Eheauf—
hebung nicht passen° Hier ist vielmehr davon auszugehen? daß.n

der Gesetzgeber die Eingehung der Ehe unter bestimmten Um- 'L

ständen mißbilligt; die Aussicht auf daSIWiederauflobcn der
Rente soll nicht dazu verleiten, leichtfertig eine von vornem
herein mit der Aufhebung bedrohte Ehe einzugeheno Das zeit—

lich vor der Eheschließung liegende Verschulden an der Auf“

hebung der Ehe ist aus dieser Sicht einer die Scheidung be—

gründenden ehelicren Verfehlung grundsätzlich gleichzustellenl

Hinsichtlich der Frage, ob die Ehe “ohne alleiniges oder
überwiegendes Verschulden” der Witwe aufgelöst worden ist‚

ist der Versioherungsträger an den Schuldausspruch des Ehen

urteils gebundena Wie der Senat bereits mit Urteil vom
150 Dezember 1967 (BSG 27, 256) entschieden hat‚ gilt das
grundsätzlich auch für den Fall, daß der Scheidungsrichter

zu der Frage‚ ob das Verschulden eines der Ehegatten das des*

4 .
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anderen überwiegt, keine Feststellung treffen konnte, weil

die Parteien — wie zulässig — auf eine solche Feststellung

verzichtet hatten° Der Senat hält an seiner Auffassung fest,

daß auch in einem solchen Fall die Ehe in Sinne des 5 83

Abs° 5 RKG ohne überwiegendes Verschulde der Witwe aufge—

löst ist, daß also im Rentenverfahren grundsätzlich nicht

mehr nachgeprüft werden kann, ob die Witwe nicht etwa doch

ein überwiegendes Verschulden trifft (vgl° Urteil vom 19‚De—

zember 1968 — 5 RKn 17/67)° Wortlaut und Sinn der Ein—

schränkungsregelung des 5 85 Abs° 3 Satzil Halbsatz l EKG

lassen erkennen, daß es dem Gesetzgeber, der hier von dem

geltenden bundesdeutschen Eherecht ausgegangen ist, für

das Wiederaufleben der Witwenrente auf das im Eheurteil
ausgesprochene Verschulden ankommt° Das hat aber notwen-

dig zur Folge, daß die Versicherungsträger insoweit an den

Schuldausspruch eines solchen Eheurteilsägebunden sind°

Da im geltenden bundesdeutschen‘Eherecht%die Schuldfrage

untrennbar mit der Frage der Eheauflösuné selbst verbun—
den ist, wäre es auch sinnwidrig, wenn der Versicherungs—

träger die Auflösung der Ehe als bindendeiTatsache anzu-
erkennen, die Schuldfrage aber in eigener Zuständigkeit

zu prüfen und gegebenenfalls anders als der Eherichter

zu entscheiden hätte° Diese Auslegung führt auch nicht

zu einer leichtfertigen Gefährdung der zweiten Ehe; denn

die Ehefrau kenn sich durch die Möglichkeit eines beider—
seitigen Verzichts auf die Feststellung des überwiegenden

Verschuldens in einem zukünftigen Ehescheidungsprozeß
nicht.veranlaßtsehen, ihre zweite Ehe leichtfertig aufs
Spiel zu setzen, weil sie nicht wissen kann, ob ihr

Ehemann später diesen Verzicht n 7”frDiese
Auslegung

des % 85 Abs° 3 EKG ist auch aus praktischen Gründen ge—
boteno Das Leistungsrecht der gesetzlichen Rentenver—

sicherung erfordert klare objektive Tatbestände, die sich

regelmäßig aus vorliegenden schriftlichen Unterlagen er;

geben; insbesondere sind ihm moralisch wertende Beurtei—
!

.
l
&
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lungen, wie sie nach geltendem Eherecht der Eherichter zu

treffen hat„ grundsätzlich fremde Die Versicherungsträger

wären zudem eindeutig überfordert, wenn sie im Rentenver—

fahren solche Entscheidungen zu treffen hätteno Das gilt auch

für die nachträgliche "Ergänzung“ eines „ infolge Einigung

der Eheleute — auf den Au33pruch beiderseits gleiehen Ver—

schuldens beschränkten Eheurteils hinsichtlich der Schulda _
wägungo Eine solche ergänzende Beurteilung wäre schon des—

halb bedenklich, weil die eine konventionelle Scheidung er—
strebenden Eheleute sich ja im Eheverfahren bewußt auf das

für eine beiderseitige Verurteilung notwendige Vorbringen zu

beschränken pflegen und die in solchen Fällen ohnehin meist

knapp und allgemein gehaltenen Urteilsgründe demgemäß hier—

für keine ausreichende Grundlage bieten() Der Versicherungs—'

träger müßte also im formlosen Rentenverfahren den Eheprozeß

— und zwar ohne Mitwirkung der Gegenpartei — gewissermaßen

so konstruieren und entscheiden9 wie er verlaufen wäre?

wenn die Parteien‚ anstatt sich darüber zu einigen? um
die Schuldfrage ernsthaft gestritten hätteno '

'Die Beklagte bezieht sich demgegenüber zu Unrecht auf das
Urteil des 4° Senats (BSG 26, l).) in dem es um die Eheschei_

‘dung nach einem ausländischen Recht ohne Prüfung und Entscheim

dung der Schuldfrage überhaupt ginge Der Gesetzgeber des 5 85

Abs° 5 EKG ist natürlich allein von dem bundesdeutschen Ehe—
b

recht ausgegangen, so daß ausländische Ehescheidungsurteile

einer besonderen Beurteilung zugänglich sind„ Eine Auflösung

der Ehe in5dem o„‚a° Fall ent8pricht aber insoweit nicht dem

bundesdeutschen Ehereeht, da es eine Prüfung und Entscheidung

der Schuldfrage nicht kennt; eine besondere Beurteilung ist

‚daher zulässig und geboten° Man kann aber diese Entscheidung

nicht auf die Ausnahmefälle, in welchen über die Scheidung

nach bundesdeutschem Recht entschieden werden ist, übertrageno‚'

Auchder Einwandder Beklagten‚ der Verzicht der Eheparteien
auf die Fe3tstellung eines überwiegenden Verschuldens sei ihr

..9...
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gegenüber für die Anwendung des 5 85 Abs° < EKG ebenso unbe—

achtlich wie beispielsweise der Unterhaltsterzieht einer

*Witwe auf die Höhe der wiederaufgelebten Witwenrente„ greift

nicht durch„ Es handelt sich zunächst dabei nicht um den

Verzicht auf einen materiellrechtliehen Anspruch‚ sondern

um eine Einigung über die Art der Prozeßführungo Will_man

darin aber den Verzicht auf einen konkreten prozessualen

An5pruch erblieken9 so hätte hier nur der Verzicht des

anderen Ehegatten Bedeutung, da der Verzicht der Witwe

auf Feststellung der überwiegenden Schuld des Ehemannes

für das Wiederaufleben des RentcnansPruchs ohne Bedeutung

ist° Auf einen Verzicht des Ehemannes hat die Witwe aber

— jedenfalls unmittelbar — keinen Einfluß; sie könnte ihn

garnicht verhindern° Das wäre ihr
außerdem%da sie sich da—

mit gewissermaßen selbst belasten und auf ihre eigene Ver—

urteilung hinwirken müßte‚ auch nicht zuzu■uten„ zumal der

Sehuldausspruch regelmäßig auch sonstige rechtliche und
soziale Nachteile zur Folge hat° Den Verzidht des anderen

Ehegatten auf die Feststellung des überwiegenden Verschul—
dcns der Witwe muß der Versicherungsträger als latsache

genauso hinnehmen, wie etwa dessen Entsehließung, gewisse

ihm bekannte Verfehlungen seiner Ehefrau übérhaupt nicht”
zum Gegenstand des Eheauflösungsverfahrens zu machen, eine

höchstpersönliche Entscheidung, die nicht nur vom Richter
im Eheverfahren, sondern auch von Dritten zu respektieren

ist° ] '

Hiernaeh stände der Klägerin der Anspruch auf Wiederge—

‘währung ihrer früheren Witwenrente zu, da ihre neue Ehe‚

wegen deren Eingehung diese Rente weggefallén war, nach

dem Urteil des Landgerichts ohne ihr alleiniges oder über—

wiegendes Verschulden aufgehoben werden ist? Zu prüfen

bleibt indessen noch, ob sich ihr Rentenbegdhren nicht,
wie die Beklagte geltend macht, nach allgeméine■ Rechts—
grundsätzen als Rechtsmißbrauch darstellt„ Die sogenannte

konventionelle Scheidung bzw° Aufhebung der Ehe enspricht

; ‘
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dem Anliegen der zur Trennung berechtigten und entschlossenen

Eheleute, daß ihre Ehe unter möglichst geringer Preisgabe

ihrer persönlichen Intemsphäre und unter Vermeidung nachtei—

liger Folgen für beide Parteien aufgelöst werden soll„ Ist

aber ein solches Verfahren, wie es auch im vorliegenden Fall

praktiziert wurde, anerkannt, so kann es grundsätzlich

nicht rechtsmißbräuchlich sein, wenn die Witwe auf Grund einer

auf diese Weise herbeigeführten Auflösung der Ehe die Wieder—

gewährung ihrer Witwenrente begehrt° Ausnahmsweise könnte es
sich um einen Rechtsmißbrauch handeln, wenn die Gegenpartei

in unlautercr Weise dazu veranlaßtworden wäre, diesen Ver—

zieht auszusprechen, und zwar im wesentlichen in der Absicht,

die Rente — sachlich zu Unrecht — wiederaufleben zu lassen°

Das setzt aber voraus, daß objektiv ein zumindest überwie—

gendes Verschulden der Witwe eindeutig vorgelegen hat und

daß sich die Parteien dessen bewußt waren° Das LSG hat nach

seinen Urtei13gründen die Überzeugung gewonnen, die Klägerin

habe die Auflösung der Ehe überwiegend verschuldet„ Diese
Beurteilung ist insofern bedenklich, als sie ausschließlich

auf dem Tatbestand und den Gründen des Eheurteils beruht;

es hätte dazu aber der Prüfung bedurft, ob dieses Urteil

selbst auf einem die Ehesituation erschöpfend klärendcn

Verfahren beruhte, was bei einer sogenannten konventionellen

Eheauflösung keineswegs unterstellt werden kann° Es ent— '

spricht nicht der Billigkeit, einerseits den Schuldausspruch

des Eheurteils deshalb für unvollständig und überprüfungs—

bedürftig anzusehen, weil er auf einer Vereinbarung der

Parteien beruht, andererseits aber bei dieser Überprüfung

den konventionellen Charakter des ganzen Verfahrens — mit

dem regelmäßig auf das Notwendigste beschränkten Partei—
vorbringen — völlig außer Betracht zu lassen„ Auch hat das

LSG es bei seiner Sehuldabwägung offenbar zu sehr auf die

rechtliche Bedeutung des Verhäüensder*ßheleute abgestellt°
Der Umstand, daß das Verhalten der Klägerin den gesetzlichen

Aufhebungsgrund darstellt, besagt noch nichts über das re—
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lative Maß ihrer Schuld am Scheitern der Ehe; nach 5 57 Abs° 2
EheG war die Klägerin nämlich schon deshalb "als schuldig anzu—
sehen”, weil sie den Aufhebungsgrund bei Eingehung der Ehe kannteo

Auch kann der Umstand‚ daß die Klägerin von sich aus deshalb kei-

ne Scheidung hätte verlangen können, weilidie festgestellte Ehe—

verfehlung ihres Mannes bereits durch nachfolgenden ehelichen

Verkehr als verziehen galt, nicht dazu führen, die Schuld des

Hannes bei der Abwägung geringer zu bewerten° Es darf der Klä—

gerin nicht angelastet werden, daß sie an der Ehe festhalten

wollte und daher verzeihungsbereit war° Ob sich hiernach bei

sorgfältiger Prüfung und Abwägung des beiderseitigen Verschul-

dens am endgültigen Scheitern der Ehe — unter Berücksichtigung

der Situation vor und in der Ehe - ein eindeutiges‚ auch den 1
Parteien klar erkennbares Uberwiegen der Schuld der Klägerin

ergibt, ist hiernach noch nicht genügend geklärtc Sollte sich

das ergeben, so bedürfte es weiter noch der Feststellung?

daß die Klägerin in der Absicht, sich die Witwenrente — sach-

lich zu Unrecht — zu verschaffen, ihren Ehemann zum Verzicht

auf die Feststellung ihres überwiegenden Werschuldens veran—

laßt hätte° Hierzu könnte allein ihre Kenntnis von den ren-

tenrechtlichen Folgen der Schuldfeststellung nicht genügen,

wenn sie sich mit ihrem Ehemann ohnehin darüber einig war,
“in Frieden", (icho ohne Streit über die Schuldfrage9 auseiné

anderzugehen° Ein dem Versicherungsträger gegenüber unred-

liches Verhalten könnte aber darin gesehen werden, daß eine
eindeutig

überwiegend schuldige‚ das Wiederaufleben einer

Hinterbliebenenrente sachlich zu Unrecht erstrebende Perte:i

den Verzicht der Gegenseite auf einen entsprechenden Schuld—

ausspruch durch Gewährung besonderer Vorteile erkauft und

damit die Schuldfrage zum Gegenstand eines unlauteren Hen—

dels macht° Ein gewisser Ve1dacht in dieser Richtung könnte

sich, worauf die Beklagte hingewiesen hat; im vorliegenden

Fall daraus ergeben, daß die Klägerin in dem vor der Ent—

scheidung abgeschlossenen gerichtlichen Vergleich die ganzen
Prozeßkosten — abgesehen von den Vergleichskosten —, unab—

hängig von der Kostenentscheidung9 im Inné■verhältnis auf
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sich genommen hat° Wenn dieser Regelung auch durchaus redliche

Erwägungen zu Grunde liegen mögen‚ so rechtfertigt sie doch

eine Überprüfung der wirtschaftlichen Auseinandersetzung der

Parteien dahin‚ ob nicht etwa dem Ehemann dabei insgesamt
.übermäßige materielle Vorteile als Preis für den Verzicht auf

eine Feststellung des überwiegenden Verschuldens der Kläge-

rin — und zwar gerade im Hinblick auf das Wiederaufleben ihrer

Rente — gewährt werden sind„ Der in solchen Fällen übliche ge“;

genseitige Unterhaltsverzicht ist allerdings regelmäßig noch ‘

nicht als besondere Vorteilsgewährung in diesem Sinne enzu— '

sehen° Die objektive Beweislast für die Tatsachen‚ aus denen
sich ein Rechtsmißbrauch der Klägerin ergeben könntevträgt

nach allgemeinen Rechtsgrundsätäen die Beklagte, die daraus

das Recht herlcitet‚ die Wiedergewährung der Rente zu versa—

gen° Der Umstand, daß die Parteien des Eheverfahrens auf die
Feststellung eines überwiegenden Verschuldcns verzichtet

haben, begründet für sich allein noch keine Vermutung für
ein rechtsmißbräuchliches Verhaltenc

Da es hiernach für die Entscheidung über den Anspruch der
Klägerin noch weiterer tatsächlicher Feststellungen bedarf‚

ist das angefochtene Urteil aufzuheben und der Rechtsstreit

an das LSG zurückzuverweiseno
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